
Kampfes gegen die Kriminalität 
durch die Staatsanwaltschaft nicht 
erforderlich. Die Pflicht des Unter­
suchungsorgans, den Staatsanwalt 
von den Übergaben unverzüglich zu 
informieren, bietet die Gewähr, daß 
rechtzeitig, also vor der Beratung 
und Entscheidung durch ein gesell­
schaftliches Rechtspflegeorgan, feh­
lerhafte Übergabeverfügungen auf­
gehoben werden können.
Anders ist die Sache zu beurteilen, 
wenn der Einspruch zur Aufhebung 
der Entscheidung des gesellschaftli­
chen Rechtspflegeorgans und zur 
Rückgabe der Sache durch das Ge­
richt führt. Nach Ziff. 8 der Kon­
fliktkommissions-Richtlinie und Ziff. 
30 der Schiedskommissions-Richtlinie 
kann bis zum Abschluß der Bera­
tung beim abgebenden Organ gegen 
eine Übergabeverfügung oder einen 
Übergabebeschluß Einspruch einge­
legt werden. Diese Möglichkeit muß 
die Konflikt- oder Schiedskommis­
sion auch nach Aufhebung ihrer frü­
heren Entscheidung durch das Ge­
richt haben. Da das Gericht in Ein­
spruchsverhandlungen keine Sach­
entscheidung fällen kann, wird es 
selbst unter Darlegung der erforder­
lichen Beweisführung die Empfeh­
lung geben müssen, gegen die Über­
gabe der für die Beratung vor dem 
gesellschaftlichen Rechtspflegeorgan 
ungeeigneten Sache Einspruch einzu­
legen. Allerdings ist auch nicht aus­
zuschließen, daß die Konflikt- oder 
Schiedskommission ohne eine ent­
sprechende Empfehlung des Gerichts 
nach Aufhebung ihrer Entscheidung 
Einspruch gegen die Übergabe ein­
legt. Durch eine sorgfältige Behand­
lung der Einspruchsverfahren durch 
die Strafkammern sollten jedoch 
derartige, als Kritik an der gericht­
lichen Arbeit aufzufassende Ergeb­
nisse möglichst vermieden werden. 
Abweichungen von den gerichtlichen 
Empfehlungen sollte es nur bei Vor­
liegen zwingender Gründe geben, die 
sich erst nachträglich herausstellen.

Hat die Erhebung der Anklage in 
der gleichen Sache die Verhandlung 
über einen Einspruch des Werktäti­
gen gegen die Entscheidung eines ge­
sellschaftlichen Rechtspflegeorgans 
verhindert oder unterbrochen, so 
muß darüber sowohl im Falle der 
Ablehnung der Eröffnung des Haupt­
verfahrens als auch im Falle des 
Freispruchs nach § 221 Ziff. 4 StPO 
noch entschieden werden.
So hat der Staatsanwalt des Kreises 
Oranienburg in der Verhandlung 
über den Einspruch gegen eine Ent­
scheidung der Konfliktkommission 
erklärt, daß er Anklage erheben 
werde. Das Gericht hat daraufhin 
die Hauptverhandlnug unterbrochen. 
Obwohl die Entscheidung nicht auf­
gehoben worden war; hat der Staats­

anwalt nach Durchführung weiterer 
Ermittlungen Anklage erhoben. Für 
diese waren jedoch die Vorausset­
zungen nach Ziff. 63 der KK-Richt- 
linie nicht gegeben.
Es bestanden lediglich Zweifel dar­
an, ob angesichts des teilweisen Be­
streitens von Feststellungen des Un­
tersuchungsorgans durch den Werk­
tätigen die Sache für die Konflikt­
kommission ungeeignet war. Eine 
solche Tatsache berechtigt aber nach 
der Entscheidung durch die Kon­
fliktkommission nicht zur Erhebung 
der Anklage in gleicher Sache (vgl. 
NJ 1964 S. 346 ff.). Das Gericht hätte 
deshalb die Eröffnung des Haupt­
verfahrens ablehnen oder bei feh­
lerhafter Eröffnung zum Freispruch 
nach § 221 Ziff. 4 StPO kommen 
müssen.
Daraus ergibt sich die Frage, wel­
che Wirkung der wegen Nichtbeste­
hens der Voraussetzungen für die 
gerichtliche Strafverfolgung erfolgte 
Freispruch auf die Entscheidung des 
gesellschaftlichen Rechtspflegeorgans 
hat. Zu einem solchen Urteil kann 
es außer bei fehlerhafter Arbeits­
weise auch dann kommen, wenn 
grundsätzliche Meinungsverschieden­
heiten zwischen dem Staatsanwalt 
und dem Gericht darüber bestehen, 
ob sich aus den nachträglich festge­
stellten Fakten ergibt, daß die zu 
beurteilende Handlung keine gering­
fügige Strafrechtsverletzung ist. 
Zweifellos sind solche unterschiedli­
chen Ansichten bei Mitarbeitern der 
staatlichen Rechtspflegeorgane nicht 
günstig, können jedoch nicht absolut 
ausgeschlossen werden. Es ist da­
her wohl damit zu rechnen, daß es 
vereinzelt zum Freispruch nach § 221 
Ziff. 4 StPO kommen kann. Dieser 
Freispruch macht die Entscheidung 
der Konflikt- oder Schiedskommis-

Bei der Wiedereingliederung entlas­
sener Strafgefangener und bei der 
weiteren gesellschaftlichen Erziehung 
müssen sich die örtlichen Räte auf 
die Mitarbeit aller gesellschaftlichen 
Kräfte stützen. Sie haben gemäß § 3 
Abs. 1 der VO über die Wiedereinglie­
derung aus der Strafhaft entlassener 
Personen in das gesellschaftliche 
Leben vom 11. Juli 1963 (GBl. II
S. 561) ehrenamtliche Mitarbeiter zu 
gewinnen, die ihnen bei der Lösung 
der Aufgaben beratend und unter­
stützend zur Seite stehen.
In vielen Fällen haben die ehrenamt­
lichen Mitarbeiter zu den aus der 
Strafhaft entlassenen Personen guten

sion nicht automatisch unwirksam; 
vielmehr läßt das gerichtliche Ur­
teil deren rechtswirksame Entschei­
dung unangetastet. Das gleiche er­
gibt sich, wenn das Gericht bei nach­
träglicher Erhebung der Anklage die 
Eröffnung des Hauptverfahrens aus 
den Gründen des § 221 Ziff. 4 StPO 
ablehnt.
Ist der Angeklagte auf Grund einer 
nachträglich erhobenen Anklage ver­
urteilt worden, so ergibt sich daraus 
automatisch die Aufhebung der Ent­
scheidung des gesellschaftlichen 
Rechtspflegeorgans (vgl. B e n j a- 
m i n / K r a n k e ,  Aufgaben und Ar­
beitsweise der Konfliktkommission, 
Berlin 1964, S. 150). Zum gleichen Er­
gebnis führen auch alle Fälle des 
Freispruchs nach § 221 Ziff. 1 bis 3 
StPO. Beruht der Freispruch jedoch 
auf dem Fehlen der Voraussetzun­
gen für die gerichtliche Strafverfol­
gung, so muß das Gericht zugleich 
über den Einspruch des Werktätigen 
entscheiden. Es liegt- kein Grund vor, 
über den Einspruch etwa gesondert 
zu verhandeln, denn auch in den 
vorher genannten Fällen ergibt sich 
aus dem Strafurteil eine unmittel­
bare Wirkung auf die Entscheidung 
des gesellschaftlichen Rechtspflege­
organs.
Bei der Anleitung und Unterstützung 
der gesellschaftlichen Rechtspflege­
organe kommt es für die Gerichte 
insbesondere darauf an, ihnen ohne 
Gängelei zu helfen, ihre Aufgaben 
eigenverantwortlich zu erfüllen, an 
der Lösung der speziellen Probleme 
des Betriebes mitzuwirken und als 
Teil des einheitlichen Systems der 
Rechtspflege die sozialistische 'Ge­
setzlichkeit durchzusetzen.

KURT ZIEMEN, Oberrichter
am Bezirksgericht Potsdam

»
Kontakt hergestellt und bei der Wie­
dereingliederung Erfolge erzielt. Die 
Arbeitsweise und die Stellung der 
ehrenamtlichen Mitarbeiter ist jedoch 
— wie unsere Erfahrungen aus dem 
Praktikum zeigen - in den Kreisen 
und Stadtbezirken noch sehr unter­
schiedlich.
Teilweise werden die ehrenamtlichen 
Mitarbeiter als verlängerter Arm der 
Abteilung Innere Angelegenheiten 
bei der Vorbereitung und Kontrolle 
der Wiedereingliederung betrachtet.
Das führte in einer Reihe von Fällen 
dazu, daß die ehrenamtlichen Mit­
arbeiter kaum persönlichen Kontakt 
zu den Haftentlassenen hatten und

Mehr Aufmerksamkeit den ehrenamtlichen 
Mitarbeitern bei der Wiedereingliederung 
entlassener Strafgefangener!
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